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Regionalpolitik

Zentralität und industrielle 
Schwerpunktförderung s

Heiner Hautau, Hamburg *)

Mit dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ ') 
(RGW) vom 6. Oktober 1969 und dem Inkrafttreten des 1. Rahmenplans am 1. Januar 1972 hat die 
regionale Wirtschaftspolitik eine neue rechtliche Grundlage und ein erweitertes Instrumentarium er­
halten. Dabei wurde in § 2 Abs. 1 RGW verbindlich festgelegt, daß die Maßnahmen der regionalen 
Wirtschaftspolitik mit den Zielen und Erfordernissen der Raumordnung und Landesplanung überein­
stimmen müssen. Im folgenden wird die Kompatibilität dieser Zielsetzungen anhand der Regionalen 
Aktionsprogramme analysiert.

Bei der Aufstellung von 21 Regionalen Aktions­
programmen im Rahmen der Gemeinschafts­

aufgabe war die räumliche und sachliche Schwer­
punktbildung vorrangige Zielsetzung. Die einzelnen 
Ziele der Förderung, die zu fördernden Maßnah­
men und die verfügbaren finanziellen Mittel wurden 
ebenfalls festgelegt. Insgesamt wurden 58 "/o der 
Fläche und 33% der Bevölkerung der Bundes­
republik in die Förderung der Regionalen Aktions­
programme einbezogen.

Gemäß dem gegenwärtig gültigen Präferenzsystem 
werden 312 Schwerpunktorte für die Errichtung 
und Erweiterung gewerblicher Produktionsbetriebe 
mit 10 % bis 25 % steuerfreier Investitionszulage^), 
für grundlegende Rationalisierung mit 10% sowie 
für Errichtung und Erweiterung von Fremdenver­
kehrsbetrieben in ausgewiesenen Fremdenver­
kehrsgebieten mit 15% gefördert. Darüber hinaus 
besteht die Möglichkeit, den Ausbau der Infra­
struktur mit Investitionszuschüssen zu unterstützen.

Im Zeitraum 1969 bis 1971 ist es mit Hilfe dieser 
Förderungsmodalitäten gelungen, ca. 300 000 neue 
Arbeitsplätze zu schaffen. Dabei konnte ein In­
vestitionsvolumen von ca. 19 Mrd. DM in die 
Fördergebiete gelenkt werden. Für den Planungs­
zeitraum 1972 bis 1975 sollen weitere 460 000 
Arbeitsplätze geschaffen und ca. 240 000 beste­
hende gesichert werden )̂.

Die bisherigen Erfolge der Gemeinschaftsaufgabe 
dürfen jedoch nicht von der stets zu stellenden 
Frage ablenken, nach welchen Kriterien die Aus­
wahl der Schwerpunkte erfolgen muß und wie 
viele Schwerpunktgemeinden überhaupt gefördert 
werden sollten. Bevor diese Frage untersucht wer­
den kann, erscheint es angebracht, zunächst ei­
nige Erkenntnisse der Regionalwissenschaft dar­
zulegen.
ä) Vgl. Raumordnungsbericht 1972, Bundestagsdrucksache VI/3793, 
Bonn 1972, S. 96.

*) Für die Zusammenstellung des statistischen Datenmaterials 
danke ich Herrn cand. rer. pol. E. H. Zehrfeld.
') Vgi. Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" vom 6. Oktober 1969 (BGBl. I 
S. 1861; BGBl. III S. 707-7).
>) Vgl. Gesetz über die Gewährung von Investitionszulagen Im 
Zonenrandgebiet und In anderen förderungsbedürftigen Gebieten 
sowie für Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen (Investitions­
zulagengesetz) vom 18. August 1969 (BGBl. | S. 1211).
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Die ökonomischen Vorteile regionaler Schwer- 
puni^tbildung sind die Hauptgründe dafür, daß die 
wirtschaftliche Entwicklung im Raum nicht gleich­
mäßig, sondern in Form regionaler Wachstums­
zentren (Wachstumspole) oder Wachstumsachsen 
vor sich geht“*). Der regionale Entwicklungspro­
zeß vollzieht sich dabei in der Art, daß die unter­
schiedlichen regionalen Wirtschaftsstrukturen ein 
räumlich differenziertes Wachstum bewirken. Diese 
ungleichgewichtige wirtschaftliche Entwicklung in 
Form von Wachstumspolen und -punkten ermög­
licht eine Weiterleitung der Wachstumsimpulse in 
den Raum hinein.

Gesetzmäßigkeiten 
regionaler Entwicklungsprozesse

Wachstumspole sind Ausstrahlungszentren ökono­
mischer Entwicklung, die ihrerseits durch „motori­
sche Wirtschaftsbereiche“ stimuliert werden. Diese 
sind in der Regel wachstumsintensive Industrien, 
bei denen gleichzeitig ein hoher Grad an inter­
sektoraler Verflechtung mit anderen Industrien 
voriiegt. Ihr großer Bedarf an Vorieistungen führt 
dazu, bei Vorliefererindustrien einen gleichlaufen­
den Wachstumsprozeß zu induzieren®). „Motori­
sche“ Industrien — insbesondere solche mit 
überregionalen Exportbeziehungen und hoher 
Verflechtungsintensität — haben somit eine 
Schlüsselfunktion in der Stadt- und Regionalent­
wicklung. Durch die sich infolge technischen Fort­
schritts verändernden Inputstrukturen können 
jedoch sowohl positive als auch negative Struktur­
effekte ausgelöst werden.

Die Ansiedlung dieser Industrien führt im Wachs­
tumspol zu Polarisierungseffekten, die einen 
sektoral und regional differenzierten Wachstums­
prozeß auslösen. Er ist durch ständige Verände­
rungen in den Produktions- und Organisations­
strukturen der Wirtschaftseinheiten charakterisiert. 
Die dauernde „Produktion“ externer Ersparnisse 
durch die motorischen Industrien verbessert dar­
über hinaus das Investitionsklima im Pol und 
erhöht die Wachtumschancen der gesamten 
Region ‘ ).

Die dargestellten Gesetzmäßigkeiten regionaler 
Entwicklungsprozesse dürften eine disperse För­
derungspolitik in den Regionalen Aktionsprogram­
men von vornherein zum Scheitern verurteilen, so 
daß eine Wachstumsstrategie mit räumlicher 
Schwerpunktbildung die einzige erfolgversprech-
*) Vgl. H. G i e r s c h ;  Das ökonomische Grundprobletn der Re- 
gionalpolitll«. in: Gestaltungsprobleme der Weltwirtschaft. Fest­
schrift für Andreas Predöhl, hrsg. v. Harald J O r g e n s e n ,  Göt­
tingen 1964, s . 396.
5) Vgl. F. P e r r o u x :  La firme motrice dans la région et la 
région motrice. In: Cahiers de l'I.S.E.A.. Série AD, No. 111, no 1, 
mars 1961, S. 11 ff.
•) Vgl. N. M. H a n s e n : Development Pole Theory in a Regional 
Context. In: Kykios, Bd. 20,1967, S. 718.

ende Alternative darsteilt^ Da zudem die für 
regionalpolitische Entwicklungsprojekte verfügba­
ren Mittel begrenzt sind, ergibt sich auch aus 
ökonomischen Erwägungen zwangsläufig eine 
Politik des konzentrierten Mitteleinsatzes.

Eine konzentriert operierende Industrialisierungs- 
politik dürfte somit zu einer höheren Effizienz der 
Maßnahmen beitragen. Dabei bleibt die Frage 
nach der Wahl der regionalen Schwerpunkte noch 
zu erörtern. Zu klären ist, welche Anforderungen 
gestellt werden müssen, um eine erfolgreiche 
Industrieansiedlung in den betreffenden Orten 
sicherzustellen.
Die Standortgünstigkeit regionaler Schwerpunkt­
orte für Maßnahmen der Industrieansiedlung wird 
in entscheidendem Maße durch Art und Umfang 
der vorhandenen Infrastruktur beeinflußt. Die Er­
stellung einer industriespezifischen infrastruktu­
rellen Mindestausstattung steht jedoch nur bei 
entsprechender Verdichtung und einer damit ein­
hergehenden Kapazitätsauslastung in einem wirt­
schaftlich vertretbaren Verhältnis zur erreichbaren 
Steigerung der Wirtschaftskraft^). Hinzu kommt 
die wachsende Bedeutung der Wohn- und Frei­
zeitwerte als Standortfaktoren. Sie werden im 
wesentlichen durch ein gehobenes Dienstleistungs­
angebot, die Ausstattung des Ortes mit öffent­
lichen Einrichtungen sowie durch soziale und 
kufturelle Infrastrukturen einschließlich Wohnun­
gen bestimmt.

Die aufgezählte Vielfalt der infrastrukturellen An­
forderungen erzwingt eine Konzentration der 
Förderung auf entwicklungsfähige Orte. Die Aus­
wahl der Schwerpunktorte in den Regionalen 
Aktionsprogrammen kann daher als weitestgehend 
kongruent mit jener Aufgabe der Raumordnungs­
politik angesehen werden, die durch ein Netz 
zentraler Orte die Versorgung der Bevölkerung 
mit zentralen Gütern und Diensten in allen Teilen 
des Landes zu sichern hat. Es erscheint daher 
einsichtig, vorwiegend jene Orte als industrielle 
Schwerpunktorte auszuweisen, die zugleich über 
ein bestimmtes Zentralitätsniveau mit einer ent­
sprechenden infrastrukturellen Ausstattung ver­
fügen.

Unzureichende Koordination

Hier wird aber ein entscheidendes, bisher nur 
unzureichend gelöstes Koordinationsproblem zwi­
schen der ordnungsorientierten Raumordnungs­
politik und der stärker problemorientierten Re­
gionalpolitik deutlich ®). Zwar liegen in allen

Bundesminister für Wirtschaft, Intensivierung und Koordinierung 
ler regionalen Strukturpolitik. BMWi-Texte, Bonn 1968, S. 18.

•) Vgl. K. H. H a n s m e y e r :  Ziele und Träger regionaler Wirt­
schaftspolitik. In: Beiträge zur Regionalpoiitik, hrsg. von H. K. 
S c h n e i d e r ,  Schriften des Vereins für Socialpolitik N. F., 
Bd. 41, Berlin 1968, S. 42.
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Bundesländern festgelegte Stufenfolgen der Zen­
tralität in Anlehnung an die von der Ministerkon­
ferenz für Raumordnung’ ) empfohlene Gliederung 
vor; die Zuordnung der zentralen Einrichtungen 
zu den einzelnen Zentralitätsstufen erfolgt jedoch 
in unterschiedlicher Weise. Darüber hinaus werden 
verschiedenartige methodische Ansätze zur Be­
stimmung der jeweiligen Zentralitätsstufe ver­
wendet ’“).

Aus regionalpolitischer Sicht können also indu­
strielle Schwerpunktorte nicht gleichmäßig über 
das Gebiet einer unterentwickelten Region verteilt 
werden. Andererseits mögen arbeitsmarktpoliti­
sche Gründe ausschlaggebend sein, auch Orte 
einer niedrigeren Zentralitätsstufe in die industri­
elle Schwerpunktförderung einzubeziehen. In die­
sem Fall müßte in Abstimmung mit der Raum­
ordnungspolitik durch die Bereitstellung einer
’) Vgl. Entschließung der Mlnlsterkonferenz für Raumordnung vom 
8. Februar 1968; Zentrale Orte und ihre Verflechtungsberelche. Ab­
gedruckt in; Raumordnungsbericht 1968, Bundestagsdrucksache V/ 
3958, S. 149. Demnach soll den Raumordnungsprogrammen und 
-planen der Länder folgendes Gliederungsschema zugrunde ge­
legt werden: Oberzentrum, Mitteizentrum, Unterzentrum, Kleln- 
zentrum.
'•) Vgl. H. H e i i b e rg  : Zentrale Orte ais Entwicklungsschwer­
punkte Im ländlichen Raum. Beiträge zur Stadt- und Regional­
forschung, Heft 4, Göttingen 1972, S. 11 ff.

entsprechenden infrastrukturellen Ausstattung auf 
mittlere Sicht eine Anhebung der Zentralitätsstufe 
erfolgen, um die Erfolgswahrscheinlichkeit der 
Industrieansiedlungspolitik zu erhöhen.

Die Ministerkonferenz für Raumordnung hat in 
ihrer Entschließung vom 15. Juni 1972” ) dem hier 
beschriebenen Dilemma einen pragmatischen 
Ausweg gewiesen. Sie fordert u. a., daß Zentrale 
Orte mittlerer Stufe in der Regel auch Standorte 
für die Schaffung gewerblicher Arbeitsplätze sein 
sollen. Lediglich in besonderen Fällen können da­
für andere geeignete Standorte in Frage kommen. 
Die divergierenden Fragen der Zentralitätsbe­
stimmung wurden dahingehend vereinfacht, daß 
die Binwohnerrichtzahl des Verflechtungsbereiches 
Zentraler Orte mittlerer Stufe möglichst 40 000 und 
mehr betragen soll. In dünn besiedelten Gebieten 
sollte die Mindesteinwohnerzahl des Verflechtungs­
bereiches 20 000 ereichen ’=).
” ) Vgi. Entschließung der Ministerkonferenz für Raumordnung vom 
15. Juni 1972: Zentralörtüche Verflechtungsbereiche mittlerer Stufe 
in der Bundesrepublik Deutschland. Abgedruckt in: Raumordnungs­
bericht 1972, Bundestagsdrucksache Vi/3793, S. 146.

Zu ähnlichen Ergebnissen gelangten auch J o c h i m s e n /  
T r e u n e r. Vgl. dazu; Dies.: Zentrale Orte in ländlichen Räumen 
unter besonderer Berücksichtigung der Möglichkeiten der Schaf­
fung zusätzlicher außeriandwirtschaftilcher Arbeitsplätze, For­
schungsbericht i. A. des Bundesministers des Innern, Bad Godes­
berg 1967,S. 111.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG 

Helnz-DIeter Weiß

PREISDIFFERENZIERUNG 
UND FUNKTIONSFÄHIGER WETTBEWERB

Diskriminierungsverbote sind wichtige Bestandteile der Wettbewerbs­
regelungen in Vielen Staaten mit marktwirtschaftlicher Ordnung. Die 
vorliegende Studie trägt durch die Verbindung weltbewerbstheoretischer 
und wettbewerbsrechtlicher Aspekte im Rahmen einer umfassenden 
Analyse zu einer sachgerechten Lösung der wettbewerbspolitischen 
Problematik von Preisdiskriminierungen bei. Vor dem Hintergrund der 
Bestrebungen, die Diskriminierungsverboie im Montanunion-Vertrag und 
im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen zu ändern, ist sie von 
besonders aktueller Bedeutung.

Großoktav, 422 Seiten, 1972, Preis brosch. DM 50,80 
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Wie bisher gezeigt, resultiert die enge Bezietiung 
zwisciien der industriellen Schwerpunktbildung 
und den Zentralen Orten daraus, daß die Entwick­
lungschancen der Förderungsschwerpunkte im 
wesentlichen durch ihr Zentralitätsniveau beein­
flußt werden. Einerseits muß das Netz der Zen­
tralen Orte entsprechend den Zielen der Raum­
ordnung flächendeckend und enger geknüpft sein, 
andererseits können die industriellen Schwer­
punkte nur unter entwicklungspotitischen Gesichts­
punkten ausgewählt werden. Die Orientierung der 
Wachstumsförderung an den Orten mit der jeweils 
höchsten Zentralitätsfunktion vermeidet dabei tief­
greifende Differenzen zwischen regional- und 
raumordnungspolitischen Zielsetzungen ’®). Bei 
der Auswahl Zentraler Orte als industrielle För­
derungsschwerpunkte sollten Jedoch folgende Tat­
bestände beachtet werden:

□  Je enger das Netz der Zentralen Orte ange­
legt ist, um so größer ist die Gefahr einer wahl­
losen Übernahme als Schwerpunktort, ohne daß 
die Voraussetzungen der Entwicklungsfähigkeit 
überprüft werden.

□  Bei einer zu großen Zahl von ausgewiesenen 
Schwerpunktorten werden In der Regel die wirt­
schaftlichen Möglichkeiten der Entwicklungsregion 
überschätzt. Die gewerbliche Schwerpunktförde­
rung kann dann den erwarteten Ansiedlungserfolg 
nicht sicherstellen.

Die eingangs gestellte Frage nach den Auswahl­
kriterien der Industriellen Schwerpunktorte in den 
Regionalen Aktionsprogrammen ist somit in Er­
mangelung einer einheitlichen theoretischen Kon­
zeption nur pragmatisch zu beantworten. Soll die 
oben erwähnte Entschließung der Ministerkonfe­
renz für Raumordnung zugrunde gelegt werden, 
so wäre für ©ine industrielle Schwerpunktförde­
rung mindestens eine Zentralität mittlerer Stufe 
erforderlich, die insbesondere für „Mittelzentren“ 
oder „zu Mittelzentren zu entwickelnde Unter­
zentren“ zutrifft.

Gießkannenprinzip in der Praxis

Eine Überprüfung dieser Forderungen anhand der 
Regionalen Aktionsprogramme führt jedoch zu 
folgenden Ergebnissen (vgl. Übersicht): Von ins­
gesamt 312 erfaßten Schwerpunktorten hatten 
lediglich 183 Orte die Zentralität eines „zum 
Mittelzentrum zu entwickelnden Unterzentrums“ 
bis hinauf zum „Oberzentrum“ . Für weitere 95 
Orte war das Zentralitätsniveau eines „Unterzen­
trums“ angegeben, 14 Orte waren „Kleinzentren“ , 
20 Orte haben überhaupt keine Zentralitätsfunk­
tion.
” ) Vgl. Gesellschaft für regionale Strukturentwicklung e. V.; Mög­
lichkeiten wirtschaftlicher Schwerpunktbildung in Schleswig-Hol­
stein, 1. Band, Hauptgutachten, Bonn 1969, S. 243.

Bezogen auf die Gesamtheit der 312 Schwerpunkt­
orte in den Regionalen Aktionsprogrammen sind 
somit allein 41 ®/o der Orte ohne ausreichende 
Zentralität und infrastrukturelle Basis, so daß eine 
erfolgreiche Industrieansiedlung von vornherein 
auf unsicherer Grundlage steht. Daher stellt sich 
die Frage, ob durch die hohe Zahl der zu fördern­
den Orte die wirtschaftlichen Entwicklungsmöglich­
keiten in manchen Regionen der Bundesrepublik 
nicht überfordert werden. Ein noch stärker flächen­
deckendes Netz industrieller Schwerpunktorte als 
das Netz Zentraler Orte läßt bei einigen Regiona­
len Aktionsprogrammen die Vermutung aufkom­
men, daß dem „Gießkannenprinzip“ eine höhere 
Priorität eingeräumt worden ist.

iVlißverliäitnis 
zwisciien Zentralität und Scliwerpunktförderung

Die Nachteile einer zu breit gestreuten Förderung 
zeigen sich vor allem in einer mangelhaften Ab­
schätzung von Zielen und Möglichkeiten in der 
Regionalentwicklung. Das begrenzte Urteilsver­
mögen der untergeordneten Gebietskörperschaf­
ten fördert darüber hinaus Fehleinschätzungen 
hinsichtlich industrieller Entwicklungsmöglichkeit, 
fiskalischer Ergiebigkeit der Industrieansiedlung 
und öffentlicher Folgekosten ’'*).

Ein Blick auf die Tabelle läßt erkennen, daß ins­
besondere die Regionalen Aktionsprogramme im 
Raum Bayern (Nr. 16-21) durch ein auffälliges 
Mißverhältnis zwischen Zentralität und Schwer­
punktförderung gekennzeichnet sind. Soljte die 
endgültige Festlegung der Zentralitätsstufen mit 
den bisherigen Entwürfen übereinstimmen ’ )̂, so 
werden dort in der Mehrzahl Orte mit der Zen­
tralität eines „Unterzentrums“ in die industrielle 
Schwerpunktförderung der Regionalen Aktions­
programme einbezogen.

Die Bedenken gegen ein solches Vorgehen sind 
bereits ausführiich erörtert worden. Wenn jedoch 
in einigen Regionalen Aktionsprogrammen den 
arbeitsmarktpolitischen Aspekten eine höhere 
Priorität als dem Zentralitätsniveau des zu för­
dernden Ortes eingeräumt wurde, so mag dieses 
aus allgemein politischer Sicht gerechtfertigt er­
scheinen. Will man allerdings auf lange Sicht die 
Erfolgswahrscheinlichkeit der industriellen Förde­
rungsmaßnahmen in „Unter-“ und „Kleinzentren“ 
erhöhen, so wird es notwendig sein, durch eine 
gezielte Infrastrukturpolitik deren Attraktivitäts­
niveau den Zentralen Orten mittlerer Stufe anzu­
gleichen.
'*) Vgl. Gesellschaft für regionale Strukturentwicklung e. V.: Mög­
lichkeiten wirtschaftlicher Schwerpunktbildung in Schleswig-Hol­
stein. a.a.O., S. 248.
'*) In Bayern ist bisher noch kein verbindliches Landesentwick­
lungsprogramm erstellt worden.
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